











Die Auflage und Finanzierung dieser Broschüre auf private Initiative wurde nötig, weil die Stadt Karlsruhe auf der alleinigen Gültigkeit ihrer „Information für Frauen“ zum Gewaltschutzgesetz bestand und auf alle Hinweise zur diskriminierenden Funktion dieses Einsatzes von Steuergeldern ausschließlich abweisend reagierte.





Es geht nicht um die Inszenierung eines Geschlechterkampfes über den wechselseitigen Gewaltvorwurf, sondern allein darum, die Augen vor Opfern und Täterinnen nicht zu verschließen und vorurteilsfrei und ohne ideologische Filter auf die Vorgänge in der Gesellschaft angemessen zu reagieren.





Wir wenden uns gegen jede Form von Gewalt – egal von wem auch immer gegen wen auch immer und wollen eine entschiedene Vorgehensweise gegen Täterinnen und Täter gleichermaßen.
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Das Thema „Häusliche Gewalt“ wird in der Bundesrepublik ausschließlich von Frauen verwaltet, die über die Frauenförderpraxis zu Ämtern gekommen sind. Frauenförderung ist politisch institu-tionalisiert und auf allen Ebenen – vom Bund bis in die Kommunen - aus Steuergeldern finanziert. Hinzu kommt die einseitige Rückendeckung der von Ministerinnen geleiteten Bundesministerien für Familie (und alles, außer für Männer zwischen 18 und 65) und des Bundesministeriums für Justiz.





Dass sich diese Frauenszene mit dem Thema Häusliche Gewalt beschäftigt, ist absolut legitim. Es ist auch nicht zu bezweifeln, dass es zu viele gewalttätige Männer gibt, die den Bedarf an Schutzmaßnahmen und Schutzräumen zu verantworten haben.





Allerdings hat die alleinige Verwaltung des Themas durch die Frauenförderszene inzwischen dazu geführt, dass Frauen als Täterinnen und Männer als Opfer nicht erkannt werden dürfen. Selbst Kinder als Opfer fallen immer wieder tendenziell aus dem Schutzraster und werden in Publikationen nicht mehr erwähnt, weil inzwischen nicht mehr hauptsächlich Väter die Prügler ihrer Kinder ausmachen, sondern zunehmend Mütter, nicht zuletzt „alleinerziehende Mütter“, die zuerst alles getan haben, den Vater ihres Kindes als Bezugsperson und Erzieher auszugrenzen und zum alleinigen Zahlvater zu machen, um danach überfordert gewalttätig auf das Kind zu reagieren. 





Alle Hilfe in diesem Rahmen ist auf die Hilfe für Frauen fokusiert. Alle Broschüren sind allein für Frauen herausgegeben. Das Gewaltschutzgesetz wird jährlich allein als Schutzgesetz für Frauen gefeiert, obwohl es auf Bundesebene geschlechtsneutral eingerichtet wurde. 





Alle nationalen und internationalen Studien zum Gewaltverhalten von Männern und Frauen zeigen auf, dass die Bereitschaft beider Geschlechter, Konflikte gewalttätig auszutragen, gleich verteilt ist. Man darf davon ausgehen, dass Gewaltverhalten von Männern und Frauen innerhalb enger sozialer Bindungen quer durch alle Gesellschaftsschichten etwa gleich ausgeprägt ist. 


Weitere Informationen: www.gewaltschutz.de


Allerdings haben Frauen im gesellschaftlichen Bewusstsein die Chance, innerhalb der Familie Moter aller Aggressionen zu sein und sich trotzdem nach außen als das alleinige Opfer darstellen zu 
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können.


Außerdem:


Männer zeigen ihre aggressiven Partnerinnen meist nicht an, schützen diese und versuchen, das Problem allein in den Griff zu bekommen, so unmöglich sich dies auch über Jahre hinweg zeigt.


Wenn sie sich doch zu einer Anzeige durchringen, müssen sie mit Ignoranz oder Spott rechnen


Einer Frau, die ihren Mann anzeigt, wird ohne Zögern jedes Wort als Wahrheitsbeweis abgenommen





In der Dokumentation zur Karlsruher Tagung „Kinder als Opfer von Partnergewalt“ vom 14.09.2000 ist zu lesen: „Gewalt zuhaus´, Mann muss raus“. Diese Vorgabe wird rigoros umgesetzt, wie die Zahlen zum Platzverweis verdeutlichen. 


Die Frauenförderszene muss ihre Ansprüche an die Zuteilung öffentlicher Gelder immer wieder neu begründen. Deshalb hat sie großes Interesse daran, allein Männer als Gewalttäter darzustellen und Frauen pauschal zu Opfern zu definieren. Der Trick besteht darin, allein die Zahlen zur Platzverweisstatistik als Vorgabe zu nehmen, um Gewaltverhalten von Männern und Frauen zu beschreiben.


Für einen Platzverweis genügt der „Augenschein“, es bedarf keiner Untersuchung des Vorfalles und die Polizei ist von der Frauenszene in Schulungen einseitig vorinformiert und darauf programmiert, nur Männer als Täter zu erkennen und Frauen immer nur als defensive Opfer zu werten. Damit wird erreicht, dass die ideologische Vorgabe „Häusliche Gewalt ist männlich“ in der Realität nachproduziert wird. Diese Manipulation durch die einseitige Interpretation der Realität schon durch die Polizei vor Ort führt zu absurden Zahlen in der Platzverweisstatistik: Bis Oktober 2003 wurden im Bereich der Stadt Karlsruhe 375 Platzverweise erteilt, 374 gegen Männer und einer gegen eine Frau. Wenn man berücksichtigt, dass im Fall der einen Täterin die Polizei beim ersten Einsatz im betroffenen Haushalt nach obigem Motto natürlich den Mann mitnahm und erst bei einem weiteren Einsatz in derselben Familie stutzig wurde und dann erst der Frau einen Platzverweis erteilte, werden die Grundstrukturen der vorgegebenen Handlungsweise klar. 


Für die Frauenförderszene bedeutet dies: Männer sind im Karlsruher Bereich 374 mal gewalttätiger als Frauen. Mit diesem absurden Trick werden Politiker dazu gebracht, entsprechende weitere Geldmittel zur 
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Verfügung zu stellen. Es wird von der Politik ohne Nachprüfung abgenommen, dass die Zahlen zur Platzverweisstatistik geeignet seien, das Gewaltverhalten von Männern und Frauen zu beschreiben. Dabei sind diese nichts weiter als der Beweis dafür, dass die geplante und organisierte Diskriminierung von Männern durch die Frauenszene effektiv funktioniert.





Die bewusste Absicht, manipulieren zu wollen, wird auch dadurch klar, dass diese Zahlen durch die nachfolgenden Verfahrensabläufe nicht mehr auf ihre Qualität überprüft werden. Wird das anschließende Strafverfahren von der Staatsanwaltschaft z.B. wegen offensichtlicher Falschbeschuldigung des Mannes durch die Frau eingestellt, bleibt der Mann trotzdem als Gewalttäter in der Platzverweis-Statistik. 


Besonders diskriminierend wirkt sich die Praxis aus, den einseitigen Vorwurf der Frau ungeprüft als Tatsachenbeweis zu werten und so z.B. auch ans Jugendamt weiter zu geben. Dort wird der Mann dann als Täter behandelt, indem ihm z.B. von einer Sachbearbeiterin nahe gelegt wird, sofort eine Täterberatung wahrzunehmen. Im Weigerungsfall wird mit nachteiligen Konsequenzen gedroht. 


Solche diskriminierenden Abläufe sind im Zusammenhang mit dem Gewaltschutzgesetz alltäglich und werden auch von höchsten Stellen in der Karlsruher Ämterhierarchie gedeckt, wie in unseren Falldokumentationen nachzuweisen ist.





Diese Praxis wird vervollständigt durch die Bemühung, selbst eindeutige Gewalttäterinnen aus der Statistik heraus zu halten. Wir haben im Karlsruher Bereich Fälle dokumentiert, wo selbst verurteilte Gewalttäterinnen keinen Eingang in die Statistik fanden, weil ihnen eben kein Platzverweis erteilt wurde. Wenn selbst mehrere Kinder für Monate oder Jahre auf Kosten des Steuerzahlers in ein Heim verwiesen werden (Platzverweis für die Opfer!), wird deutlich, dass in Karlsruhe alle Mittel recht sind, um Frauen aus der Statistik zu mogeln.





Die diskriminierende Ignoranz gegenüber Männern als Opfer, die Deckung von Täterinnen und die taktisch begründete Ignoranz Kindern als Opfer gegenüber machen es erforderlich, dass politisch unabhängige Initiatoren sich um die Belange von Männern und Kindern als Opfer kümmern. Bis jetzt werden Kinder als Opfer ausschließlich im Zusammenhang mit männlichen Tätern 
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wahrgenommen.





Bei diesem Vorgehen wurden Männer seit drei Jahren einfach auf die Straße gesetzt, wo man sie privater Hilfe oder dem Obdachlosenasyl überlassen hat. Man hat darauf vertraut, dass dies die öffentliche Meinung mit einem unserem Anspruch an eine soziale Interventionspraxis nicht gerecht werdenden „Dem gehört´s nicht besser“ quittiert und die Einäugigkeit der Behörden damit übersieht.


Außerdem geht die Karlsruher Frauenszene bei männlichen Tätern in unglaublicher Ignoranz „grundsätzlich nicht von einer Therapiebedürftigkeit“ aus. Die Fakten zeigen, dass in der Regel alle Beteiligten therapiebedürftig sind, egal, in wie weit sie Täter oder Opfer sind.





Inzwischen zeigt sich aber zudem, dass bei Gewalt im häuslichen Bereich auch dann der Mann aus dem Haushalt entfernt wird, wenn er nicht eindeutig der Täter ist. Polizeibeamte sagen aus, dass sie bei Unklarheit, wer mehr geprügelt hat, eben trotzdem immer und ausschließlich den Mann mitnehmen. 





Außerdem spricht die alte Rollenzuweisung „Mutter für Heim und Kind – Mann für die Geldbeschaffung“ dafür, eben die Mutter mit dem Kind in der Wohnung zu belassen. An dieser Stelle bestehen selbst diejenigen Frauen, die ansonsten vehement für eine Gleichstellung der Frau im Beruf eintreten, darauf, die Opferrolle als Hausmutter weiter in Anspruch nehmen zu dürfen. „Man kann eine Frau nicht auf die Straße setzen.“ Warum eigentlich nicht, wenn man dies einem Mann selbstverständlich zumutet? In Zeiten von staatlich finanzierten Gleichstellungsbemühungen müsste selbst diese Vorstellung als logische Konsequenz möglich sein. 





Männer müssen diese Zusammenhänge kennen, um staatliches Handeln einordnen zu können. 
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Man(n) muss unbedingt folgende Grundregeln beachten, um nicht schon im Ansatz auf die Verliererseite gestellt zu werden:





Lasse Dich nicht provozieren! 





Zeige eine Frau auch schon bei fortgesetzten verbalen Provokationen wegen psychischer Gewaltanwendung an! 





Lasse Dich nicht verleiten, zuzuschlagen!





Wenn Du geschlagen wirst, steige aus der Gewaltspirale aus, gehe zur Polizei und zeige die Täterin an. Jede Schonung einer Täterin wird politisch dazu benutzt, Gewalt allein Männern anzulasten.





Lasse Verletzungen unverzüglich durch einen Arzt bestätigen.





Bestehe bei der Polizei auf der Entgegennahme der Anzeige und auf der Protokollierung auf der Grundlage des Gewaltschutzgesetzes, auch wenn die Beamten ausweichen (Originalzitat: „Jetzt machen Sie mal halb lang – Sie sind doch ein kräftiger Mann!“). 





Bestehe auf einem Platzverweis für die Gewalttäterin.





Suche mit Deinen Kindern Unterstützung und Schutz vor der Gewalttäterin – rechne aber damit, dass die gesamte Szene allein auf den Schutz für Frauen und Mütter ausgelegt ist und dass Du auf Skepsis und Ignoranz stoßen könntest.





Suche die Öffentlichkeit und die Hilfe z.B. durch den Väteraufbruch für Kinder.





Lasse Dich sofort zum Schutz der Kinder vor der Gewalttäterin über die Zuweisung des alleinigen Aufenthaltsbestimmungsrechtes für die Kinder an Dich beraten. Evtl. muss in Härtefällen auch die Alleinige Sorge beantragt werden, was aber aus prinzipiellen Erwägungen nur im äußersten Notfall in Betracht kommen sollte.
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Die Frauenförderszene in Karlsruhe propagiert diskriminierende Sprüche wie





Gewalt zuhaus´, Mann muss raus


Das Opfer bleibt, der Täter geht


Häusliche Gewalt ist männlich





Diese können nur hingenommen werden, wenn sie begleitet werden von ihren Ergänzungen





Gewalt zuhaus´, Frau muss raus


Das Opfer bleibt, die Täterin geht


Häusliche Gewalt ist weiblich








Tatsächlich zeigen alle seriösen Untersuchungen:





Häusliche Gewalt ist weder männlich noch weiblich, sondern leider menschlich.





Dieser der Realität gerecht werdende Ansatz muss aber auch konsequent durch staatliches Handeln umgesetzt werden.
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Seit Juni 2000 können in Karlsruhe Polizei und Stadtverwaltung neue Wege gegen Frauen gehen, die Männer und Kinder insbesondere im häuslichen Bereich bedrohen oder misshandeln. In Absprache mit dem betroffenen Mann kann die Gewalttäterin auch aus einer gemeinsamen Wohnung verwiesen und es ihr verboten werden, sich dem Mann zu nähern.





Dieses Vorgehen nennt sich





"Platzverweis" und "Näherungsverbot"








Mit dieser Broschüre informieren wir darüber





• was "Platzverweis" und "Näherungsverbot" bedeuten 


Wer darüber entscheidet


wie lange sie wirksam sind,


wer die Einhaltung überwacht und 


welche Konsequenzen bei Zuwiderhandlung auf die Täterin zukommen.





• was Sie tun können, wenn Sie in der Familie Gewalt erleben





• bei welchen Stellen Sie sich Unterstützung holen können; Sie finden im Anhang Adressen von Polizei, Gerichten, Beratungsstellen und anderen wichtigen Einrichtungen im Zusammenhang mit Gewalt gegen Männer.
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Gewalttätige Auseinandersetzung 


in der Wohnung - was tun?





Viele Männer verbergen, dass ihnen von ihrer Partnerin Gewalt angetan wurde, schämen sich, spielen nach außen weiter den Ernährer der Familie und versuchen, sich durch Leugnen der tatsächlichen Vorgänge die Illusion einer intakten Familie zu erhalten, besonders, wenn Kinder zur Familie gehören.


Sind Frauen von Gewalt betroffen, greifen oft Nachbarn ein und rufen die Polizei. Ist ein Mann (mit den Kindern) als Opfer betroffen, gibt es diese Solidarität in der Regel nicht. Das Image des Mannes als starkes Familienoberhaupt wird nicht angegriffen und der „Pantoffelheld“ wird für sein Unglück selbst schuldig gemacht und belächelt.


Anzeigen bei der Polizei werden dort oft nicht ernst genommen und in vielen Fällen verweigern die Polizeidienststellen die Aufnahme. Hier ist noch sehr viel Fortbildungsbedarf.


Die Domäne der Frau als Täterin ist der psychologische Bereich, wo sie zwar innerhalb der Beziehung als ständiger Motor von Gewalt fungieren, sich nach außen aber immer noch als Opfer darstellen kann. 


Von größter Bedeutung ist, dass der Mann sich nicht provozieren lässt und die Eskalation nicht von der verbalen Ebene auf die tätliche ausweitet. Jede psychologische Gewalt ist ebenfalls eine Gewaltform, die von der Polizei aufgenommen werden muss und Männer haben das Recht, von der Polizei im Bemühen, sich diesen Gewaltmustern zu entziehen, ernst genommen zu werden.





Wird die Polizei gerufen, geschieht folgendes:





Die Polizei spricht mit Ihnen und den eventuell betroffenen Kindern sowie mit der Frau. Sofern eine Straftat vorliegt, wird diese von der Polizei verfolgt und der Staatsanwaltschaft vorgelegt. Ist zu befürchten, dass erneute Gewalt droht, können Sie entscheiden, ob Sie in ein Hotel gehen oder in der Wohnung bleiben möchten. Die Polizei unterstützt dies durch den Platzverweis und/oder das Näherungsverbot. 
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Ob eine Schuldzuweisung erfolgt und z.B. ein Platzverweis erteilt wird, bestimmt allein der „Augenschein“. Hier ist eine Frau, die sich auch selbst die Bluse aufreißt (wie in realen Fällen dokumentiert ist), die auch schneller einen blauen Fleck vorweisen kann, als ein Mann, die sich als die körperlich schwächere und deshalb schutzbedürftigere darstellen kann und deren Gewaltbeitrag auf der psychologischen Ebene nicht „augenscheinlich“ ist, ganz klar im Vorteil. Um dieser Tatsache vorzubeugen, ist wichtig, dass Männer auch schon im Vorfeld, wenn eine Frau „ausrastet“ und aggressiv wird, z.B. den psychiatrischen Notfalldient rufen. Nur über solche Vorstufen wird im Anzeigefall auch deutlich, wer durch sein Unvermögen die Gewaltsituation eskalieren ließ, wer die Stärke nicht aufbringen konnte, gewaltlos zu argumentieren. Männer haben keine andere Wahl, als sich durch solche Konsequenzen davor zu bewahren, vom ganzen System unisono die Alleinschuld an allem zugewiesen zu bekommen.
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Es gibt folgende Hilfen:





Männerhäuser


wären dringend nötig, sind aber bisher in der BRD die absolute Ausnahme. Hier muss noch sehr viel bewegt werden.


Diese Form von dringend nötigem Schutz für Männer fehlt also in den meisten Kommunen und Regionen.





Hotel





Wenn Sie nicht in der Wohnung bleiben möchten, können Sie in einem Karlsruher Hotel Unterkunft bekommen. Die Polizeibeamtinnen und -beamten geben darüber nähere Auskunft und organisieren die Aufnahme.


Die Übernachtungskosten werden bis zum nächsten Werktag von der Sozial- und Jugendbehörde (SJB) der Stadt übernommen, wie dies auch für Frauen der Fall ist.


Danach sollten Sie die SJB (Abschnitt H2) anrufen, Telefon


07 21/133�59 40 oder 07 21/133�59 41. Hier wird geprüft, ob die SJB die Hotelkosten auch für längere Zeit überneh-


men kann.





In der eigenen Wohnung bleiben


Wollen Sie in der Wohnung bleiben, erlassen die anwesen-den Polizeibeamtinnen und -beamten eine Schutzverfügung für die bedrohte(n) Person(en), das heißt für Sie und eventuell betroffene Kinder.
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Diese Schutzverfügung bestimmt,





�- dass die gewalttätige Frau aus der Wohnung gehen UND dass sie die Wohnungsschlüssel herausgeben muss.





= Platzverweis





� dass sie sich Ihnen und eventuell bedrohten Kindern nicht nähern darf. Sie muss einen Mindestabstand von 50 Metern einhalten.





= Näherungsverbot





Verstößt die Frau gegen die Verfügung, muss sie ein Zwangsgeld in Höhe von bis zu 25.000 Euro zahlen (wird von der Stadt Karlsruhe festgelegt). Sie kann auch in Gewahrsam genommen werden.





An dieser Stelle muss allerdings festgestellt werden, dass die Karlsruher Behörden bisher Platzverweise auch gegen massivst gewalttätige Frauen in der Regel nicht ausgesprochen haben, um weiter argumentieren zu können, dass es Gewalt von Frauen nicht gäbe. Hier besteht dringender Bedarf an Bewusstseinsbildung.























Seite 13


Was passiert, 


wenn die Polizei 


'Platzverweis' und 'Näherungsverbot' ausspricht?








Wenn Sie als betroffener Mann und die Polizei übereinstimmen, dass die Täterin die gemeinsame Wohnung verlassen soll, schreibt die Polizei dies in einer offiziellen Schutzanordnung fest. Darin steht, wie lange sich die Frau von Ihrer Wohnung fernhalten und sich Ihnen und ggf. den Kindern nicht nähern darf. Die Schutzanordnung ist zunächst auf wenige Tage befristet. Sie kann verlängert werden, wenn Sie beim Gericht einen Antrag auf Wohnungszuweisung nach dem Gewaltschutzgesetz (vgl. S. 11 ff) stellen.








Der Täterin wird die Verfügung durch die Polizeibeamtinnen und -beamten eröffnet, erklärt und die Konsequenzen geschildert. Die Verfügung kann mündlich oder schriftlich erlassen werden. Dann fordert die Polizei die gewalttätige Frau auf, den Wohnungsschlüssel herauszugeben.








Sie können eine Durchschrift dieser Schutzanordnung zu Ihrer Information erhalten oder aber eine schriftliche Kurzinformation über Inhalt und Dauer der erlassenen Anordnung mit dem Formblatt auf Seite 24 dieser Broschüre.














Formularmuster Seite 24
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Grundsätzlich ist die Stadt Karlsruhe, Bürgerservice und Sicherheit (BuS) für polizeiliche Schutzanordnungen zuständig. Sie entscheidet in der Folge über die getroffene Maßnahme und informiert Sie schriftlich über die Dauer des Platzverweises. Sie können sich bei Fragen auch direkt an Bürgerservice und Sicherheit (Tel.: 07 21/ 133�32 96 und 07 21/133�32 75) wenden.








Wenn minderjährige Kinder direkt oder indirekt von der Partnergewalt betroffen sind, wird automatisch der Soziale Dienst der Stadt Karlsruhe durch Bürgerservice und Sicherheit informiert. Der Soziale Dienst nimmt von sich aus Kontakt zu Ihnen und den Kindern auf.








Die Polizei wird Ihnen empfehlen, sich beim weiteren Vorgehen von einer Beratungsstelle unterstützen zu lassen. Möchten Sie das auch, können Sie eine "Einverständniserklärung zur Weitergabe der Daten an eine Beratungsstelle" unterschreiben. Darin wird festgehalten, ob und welche Beratungsstelle Kontakt zu Ihnen aufnimmt. Die Polizei übernimmt es dann, die entsprechende Einrichtung zu informieren.




















Formularmuster Seite 25
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Platzverweis 


für die Gewalttäterin -


und wenn sie


sich nicht daran hält?














Polizeiliches Eingreifen und die Aussicht auf eine Strafanzeige sind geeignete Mittel, gewalttätige Frauen von weiteren Taten abzuhalten.








Abschreckend ist eventuell, dass ein Zwangsgeld droht, wenn die Schutzanordnung nicht befolgt wird. Allerdings wir eine Frau, die kein eigenes Einkommen hat und bisher immer finanziell versorgt wurde, sich wohl kaum von der Androhung eines Zwangsgeldes beeinflussen lassen.








Wenn die misshandelnde Frau dennoch Wege findet, Sie und/ oder Ihre Kinder weiter zu bedrohen, sollten Sie sofort das zuständige Polizeirevier anrufen.








Gemeinsam mit der Polizei können Sie im Vorfeld oder bei Bedarf überlegen, was Sie im Notfall auch mit Hilfe von Nachbarschaft und Freundeskreis noch zu Ihrem Schutz tun können.
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Einige Tage Schutz vor Gewalt – 


was dann?











Die polizeiliche Schutzanordnung ist zunächst auf wenige Tage befristet und kann unter bestimmten Umständen verlängert werden. Wollen Sie einen längeren Schutz-zeitraum erwirken, müssen Sie möglichst bald bei Gericht einen entsprechenden Antrag nach dem Gewalt-schutzgesetz stellen. Die polizeiliche Schutzanordnung kann dann bis zu einer Entscheidung des Gerichts verlängert werden, wenn eine entsprechende Gefahrenprognose fortbesteht.








Sie können nach dem Gewaltschutzgesetz, welches seit dem 1.1.2002 in Kraft ist, verschiedene Schutzmaßnahmen beantragen.


Gegenüber der Täterin kann das Gericht Schutzmaßnahmen in Form von zum Beispiel folgenden Verboten anordnen:





Ihre Wohnung zu betreten 


sich Ihnen oder Ihrer Wohnung bis auf einen vom Gericht festzusetzenden Umkreis zu nähern


Orte aufzusuchen, an denen Sie sich regelmäßig aufhalten, wie zum Beispiel an Ihrem Arbeitsplatz, der Schule oder dem Kindergarten


Kontakt zu Ihnen aufzunehmen, auch über Telefon, Brief, Email oder SMS.








Darüber hinaus können noch andere Verbote und Anordnungen notwendig sein, diese werden durch das Gericht befristet.
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Bei einem Antrag auf alleinige Überlassung der gemeinsam genutzten Wohnung besteht ein Anspruch auf eine entsprechende Nutzung, wenn der Körper, die Gesundheit oder die Freiheit des Opfers verletzt wurde. Hat die Täterin lediglich mit einer solchen Verletzung gedroht, muss allerdings dargelegt werden, dass die Wohnungsüberlassung erforderlich ist, um eine unbillige Härte zu vermeiden.


Die Dauer der Wohnungsüberlassung hängt neben dem Gewaltgeschehen von den tatsächlichen Nutzungs- und Eigentumsverhältnissen ab.


Innerhalb von drei Monaten nach der Tat muss die Wohnungsüberlassung beantragt sein.








Schutzanordnungen können auch bereits angeordnet werden, wenn ernsthaft mit Körper-, Gesundheits- oder Freiheitsverletzung gedroht wurde. Gleiches gilt für unzumutbare Belästigungen in Form von wiederholten Nachstellungen.








Wegen fortdauernder Gefährdung und erheblicher Bedrohung können Schutzanordnungen im Eilverfahren als einstweilige Anordnungen beantragt werden.
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Zuständig für die Annahme eines entsprechenden Antrages sind die Amtsgerichte Ihres Wohnorts (Adressen Seite 30).





Führen Sie mit Ihrer Lebenspartnerin oder Ehefrau einen auf Dauer angelegten gemeinsamen Haushalt oder haben Sie diesen in den letzten sechs Monaten vor Antragstellung geführt, sind die Familiengerichte zuständig.





Gibt es keinen gemeinsamen Haushalt bzw. wurde dieser vor über sechs Monaten aufgelöst, sind die Zivilgerichte der örtlichen Amtsgerichte zuständig.





Generell besteht bei Verfahren nach dem Gewaltschutzgesetz vor dem Familiengericht kein Vertretungszwang durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt.


Dennoch ist eine anwaltliche Vertretung zu empfehlen. Verfügen Sie über ein geringes Einkommen, können Sie Beratungs- und Prozess-kostenhilfe beantragen. Weitere Informationen können Sie leider noch nicht bei öffentlich finanzierten bzw. bezuschussten Männerberatungsstellen erhalten. In diesem Zusammenhang muss auf die allgemeinen Beratungsstellen verwiesen werden, die allerdings in der Beratung von Männern im Zusammenhang mit dem Gewaltschutzgesetz bisher noch wenig erfolgreich waren. Der „Väteraufbruch für Kinder“ hilft in allen Fällen kostenlos. Erst seit kurzer Zeit gibt es zwar eine Ansprechstelle die Männer im Zusammenhang mit dem Gewaltschutz, die sich bemüht, auch Männer als Opfer zu erkennen. Offiziel aber wurde sie allein als „Täterberatung“ eingerichtet.





Bei Migranten sind die speziellen Regelungen des Ausländergesetzes zu beachten. Hier ist eine umfangreiche Beratung und rechtliche Vertretung unverzichtbar.








Adressen ab Seite 28
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Wer weiß Rat für Männer, die Gewalt erlebt haben?











Egal, ob Sie in ein Hotel gehen oder in der Wohnung verbleiben - Ihr Leben hat sich durch die Gewalterfahrung verändert und viele Entscheidungen müssen jetzt schnell getroffen werden.











Wollen Sie die Trennung/Scheidung?





Sehen Sie Chancen für ein weiteres





Zusammenleben ohne Gewalt?





Wie können Sie Ihre weitere Zukunft planen?








Es gibt leider noch keine öffentlich finanzierten oder bezuschussten Beratungsstellen, die parteilich für Männer arbeiten, wie dies für Frauen schon lange selbstverständlich ist. Hier müssen die Angebote von Selbsthilfegruppen und sonstigen Organisationen genutzt werden. Diese geben schnell, unbürokratisch und kostenfrei Rat. Sie helfen Ihnen auch, die für Sie notwendigen rechtlichen Schritte zu unternehmen, bieten soziale Hilfen an und begleiten Sie mit unterstützenden Gesprächen. Sie behandeln alle Informationen vertraulich.
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Eine große Hilfe für Männer und Kinder in Gewaltbeziehungen kann auch der Soziale Dienst sein, wenn er sich im Einzelfall von der eingeübten Zentrierung auf Frauen und Mütter als Opfer lösen kann. Er kommt von selbst auf die Familie zu, wenn Minderjährige direkt oder indirekt von den Misshandlungen betroffen sind. Sie können jedoch auch von sich aus bei der Bezirksgruppe 'Ihres“ Sozialen Dienstes anrufen oder direkt vorbei kommen.


Der Soziale Dienst bietet allen Karlsruher Bürgerinnen und Bürgern situationsbezogene und vertrauliche Beratung an und hat bei der Klärung finanzieller Fragen große Erfahrung. Über den Umfang und Inhalt der Beratungsgespräche entscheiden Sie selbst.








Der Soziale Dienst informiert Sie auch über die Möglichkeiten, Beratungs- und Prozesskostenhilfe zu bekommen. Er kann Ihnen auch bei der Suche nach einer geeigneten rechtsanwaltlichen Vertretung helfen.
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... und die Kinder?
































Auch Kinder und Jugendliche, die Gewalt miterlebt haben, brauchen Rat und Unterstützung. Diese kann ihnen der Vater verständlicherweise nicht in jeder Situation geben.


Unterstützung bietet ein spezielles Angebot für Kinder (Adressen Seite 34).


Jugendliche haben ein eigenes Anrecht auf Beratung und Hilfe und können sich jederzeit an den Sozialen Dienst oder an die Psychologische Beratungsstelle der Stadt Karlsruhe wenden.





Kinder und Jugendliche können außerdem kostenfrei die 'Nummer gegen Kummer' des Kinderschutzbundes anrufen; dort steht von Montag bis Freitag jeweils von 15 � 19 Uhr eine Ansprechperson zur Verfügung.















































Die Nummer gegen Kummer: 08 00�111 0 333
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und die Täterinnen?





� Hilfe für Frauen, die ein Gewaltproblem haben und daran etwas ändern wollen 

















Seit Juli 2003 gibt es auch in Karlsruhe ein Hilfeangebot für Frauen, die ein Problem mit Gewalt gegen Partner und/oder Kinder haben. In enger Zusammenarbeit mit der Stadt Karlsruhe wurde eine Täterinnenberatungsstelle bei Gewalt im sozialen Nahraum eingerichtet.





Jede Frau, die ein Gewaltproblem hat und es loswerden will, kann sich dort





informieren





Hilfe holen





Hilfe erfolgt in Form von Einzelgesprächen/Gruppentraining.





Die Information ist  �  selbstverständlich auch für Männer �


unverbindlich, die Hilfe kostenlos.






































Adresse Seite 29
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	Information über eine erlassene polizeiliche Schutzanordnung





Gegen .............................................................................. 


	(Name der gewalttätigen Partnerin) 





wurde zum Schutz von.......................................................................................................


(Name des von Gewalt betroffenen Mannes und ggf. der von Gewalt bedrohten Kinder)


gemäß Polizeigesetz Baden-Württemberg folgende Verfügung erlassen:





Sie darf die gemeinsame Wohnung in ..........................................


..............................................................................nicht aufsuchen.





	- Sie darf sich den oben genannten bedrohten Personen nicht nähern;


	ein Mindestabstand von 50 Metern ist einzuhalten.





Diese Schutzanordnung dauert � vorbehaltlich einer anderen Entschei-dung der Stadt Karlsruhe � Bürgerservice und Sicherheit .......Tage. Sie tritt am Tag des Erlasses in Kraft.





Karlsruhe, den ....................                 .....................................(Unterschrift)


�





Ihr Ansprechpartner ist das Polizeirevier Karlsruhe-.....................Tel:..................


Beim Einsatz waren bei Ihnen (Namen der Polizeibeamtinnen und �beamten):





...................................................................................................................


�





Der Soziale Dienst der Stadt Karlsruhe wird automatisch von der Polizei informiert:


	Ja, weil Kinder im Haushalt leben.


	Nein, weil keine Kinder im Haushalt leben.





Sie haben sich damit einverstanden erklärt, dass eine der Beratungsstellen informiert wird.


Ja			 Nein


und ggf. folgende Beratungsstelle ausgewählt: 





- Beratung für Frauen mit Gewalterfahrungen des Sozialdienstes katholischer Frauen (SkF), 


- Frauenberatungsstelle Haus 13 � Beratung für Frauen, die körperliche, psychische und sexuelle Gewalt erfahren haben � des Frauenhausvereins, 


- Sozialer Dienst der Stadt Karlsruhe.
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Adressen und Telefonnummern finden Sie auf den Seiten 28 � 34 dieser Broschüre. Wenn Sie selbst zunächst telefonisch Kontakt aufnehmen, werden Sie schneller einen Termin für ein Beratungsgespräch bekommen.








Einverständniserklärung








zur Weitergabe der Daten an eine Beratungsstelle.





Hiermit erkläre ich mich damit einverstanden, dass meine Daten und Informationen über die erteilte Schutzanordnung an eine Beratungsstelle weitergegeben werden, damit diese mit mir Kontakt aufnehmen kann.





Name:	....................................................





Anschrift: 	....................................................





Tel. (ggf. privat und beruflich):	....................................................	





Am besten erreichbar:	....................................................





Ich wünsche mir die Datenweitergabe nur an eine bestimmte Beratungsstelle:





- Nein


- Ja, und zwar an





- Beratung für Frauen mit Gewalterfahrungen des Sozialdienstes katholischer Frauen (SkF),





- Frauenberatungsstelle Haus 13 � Beratung für Frauen, die körperliche, psychische und sexuelle Gewalt erfahren haben � des Frauenhausvereins,





- Sozialer Dienst der Stadt Karlsruhe.





Datum und Unterschrift: .............................................................................





Dieser Abschnitt geht ggf. mit dem Polizeibericht und der Schutzanordnung an die Stadt Karlsruhe, Bürgerservice und Sicherheit (BuS). Bürgerservice und Sicherheit informiert die von Ihnen ausgewählte Beratungsstelle bzw. den Sozialen Dienst für den Fall, dass Kinder in der gemeinsamen Wohnung leben. In der Information zur polizeilichen Schutzanordnung, die bei Ihnen verbleibt, wird eingetragen, ob Sie mit der Weitergabe der Informationen einverstanden sind und weiche der Beratungsstellen Sie ggf. ausgewählt haben.
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Drei von vier Einsätzen der Polizei 


gelten "Hausstreitigkeiten".


Im Ablauf dieser Gewalttätigkeiten 


von Erwachsenen untereinander


sind Kinder


die unschuldig Betroffenen.














Die Situation von Männern und Kindern, die von gewalttätigen Frauen in den eigenen vier Wänden misshandelt werden, ist lange Zeit bagatellisiert oder tabuisiert worden. Die Opfer fanden kein Mitgefühl und keinen Schutz, mussten zu allem Spott und ungläubige Ignoranz ertragen, die Täterinnen blieben unbehelligt. In dieser Atmosphäre schwiegen betroffene Männer und sahen keine Alternative, als bei der gewalttätigen Partnerin zu bleiben.





Diese Situation muss endlich geändert werden. Die Bundesregierung hat ein umfangreiches Aktionsprogramm gestartet, um Gewalt auch gegen Männer und Kinder wirklich gesellschaftlich zu ächten. In Baden-Württemberg wurde nach einer Erprobungsphase das Platzverweisverfahren landesweit eingeführt. Seit dem 1.1.2002 ist bundesweit das neue Gewaltschutzgesetz in Kraft.





Diese Änderungen sollen auch Gewalttäterinnen stärker zur Verantwortung ziehen und die Situation der Opfer verbessern.





So werden Straftaten im sozialen Nahraum, insbesondere auch die sogenannte einfache Körperverletzung, seit einiger Zeit nicht mehr auf den sogenannten Privatklageweg verwiesen, sondern von der Karlsruher Staatsanwaltschaft grundsätzlich von Amts wegen verfolgt. Dies bedeutet, dass die Polizei bei solchen Vorgängen stets umfassend ermittelt. 
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Das in dieser Broschüre beschriebene Vorgehen der Stadt Karlsruhe und des Karlsruher Polizeipräsidiums folgt internationalen und bundesweiten Vorbildern und Modellprojekten. Sie haben gezeigt, dass ein verändertes Umgehen mit Opfern und eine konsequente Verfolgung auch von Gewalttäterinnen im häuslichen Bereich geeignet ist, die Situation von betroffenen Männern und Kindern entscheidend zu verbessern und gewalttätigem Verhalten entgegenzuwirken.























Wir möchten Männer ermutigen


und sie dabei unterstützen,


aus 'Gewaltverhältnissen' auszusteigen!


Dazu gehört die Einsicht, dass ALLE Beteiligten


grundsätzlich therapiebedürftig sind.














Adressen und Ansprechpersonen Seite 28 � 34
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Wichtige Adressen


und Ansprechpersonen


























Polizei	Seite 29





Beratungsstellen	Seite 29





Gerichte	Seite 22





Sozial� und Jugendbehörde 	Seite 22





Sozialer Dienst 	Seite 23/24





Weitere wichtige Adressen 	Seite 25/26
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Wichtige Adressen	Telefon/Fax


und Ansprechpersonen








Polizei





Notruf (kostenfrei)	T: 07 21/110





Beratungsstellen





für Männer als Opfer von Partnerinnengewalt gibt es immer noch nicht. Männer, die von Gewaltausübung durch Frauen bedroht sind, müssen also geeignete Ansprechpartner suchen.


Der „Väteraufbruch für Kinder“ bietet Beratungsabende an:


In der Regel jeden 1. und 3. Donnerstag im Monat ab 20 Uhr im Luise-Riegger-Haus, Baumeisterstr. 53, Karlsruhe (gegenüber der Sparda Bank).


Näheres unter www.vafk-karlsruhe.de





Ein Männerhaus in Karlsruhe





gibt es zur Zeit noch nicht, muss aber unter den gegebenen Voraussetzungen dringend eingerichtet werden.





Beratungsstelle bei Gewalt


im sozialen Nahraum 





Beratung, Unterstützung und Training für alle, 


die bereit sind, sich mit ihrer 


Gewalttätigkeit auseinander zu setzen. 


Thomas-Mann-Straße 3, 76189 Karlsruhe, 


Ansprechpartner: Hans Peter Menke 	T: 07 21/509 04-0


Verein für Jugendhilfe e.V. Karlsruhe 	F: 07 21/509 04-60


Email: taeterberatung@web.de
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	Telefon/Fax











Stadt Karlsruhe	





Bürgerservice und Sicherheit	T: 07 21/133-32 75


Kaiserallee 8, 76133 Karlsruhe	F: 07 21/133-32 29


Allgemeines Polizeirecht (zuständig für die


Verfügung von Schutzanordnungen)





Sozialamt


Sozial- und Jugendbehörde,


- Abschnitt H2 -, Roland Baumgärtner	T: 07 21/133-59 42


Kaiserallee 4, 76133 Karlsruhe


(wenn Sie einen Antrag auf Übernahme der


Hotelkosten stellen möchten)








Gerichte





Familien-Gerichte





Amtsgericht Karlsruhe, - Familiengericht -	T: 07 21/926�0


Karl-Friedrich-Straße 6, 76133 Karlsruhe


Amtsgericht Karlsruhe-Durlach, - Familiengericht -	T: 07 21/994�0


Karlsburgstraße 10, 76227 Karlsruhe





Zivil-Gerichte





Amtsgericht Karlsruhe, - Zivilabteilung -	T: 07 21/926-0


Akademiestraße 1, 76131 Karlsruhe





Amtsgericht Karlsruhe-Durlach, - Zivilabteilung -	T: 07 21/994-0


Karlsburgstraße 10, 76227 Karlsruhe
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Sozialer Dienst – Bezirksgruppen	Telefon/Fax


und ihre Einzugsgebiete

















Bezirksgruppe Nordwest, Röntgenstraße 8	T:  07 211133�53 10


 (für Weststadt mittlerer Teil, Hardtwaldsiedlung,	F: 07 21/133�53 89


Nordweststadt, Knielingen, Neureut, Nordstadt)








Bezirksgruppe West, Thomas-Mann-Straße 3	T: 07 21/57 30 11


(für Mühlburg, DaxIanden, Alt-Grünwinkel,	F: 07 21/57 81 21


Albsiedlung, Rheinstrandsiedlung mit Nußbaumweg)








Bezirksgruppe Südwest, Albert-Braun-Str. 2b	T: 07 21/133�53 18


(für Oberreut mit Kleinseeäcker, Stadtrandsiedlung,	F: 07 211133�53 99


Heidenstückersiedlung, Rüppurr)








Bezirkgsgruppe Mitte-Süd, Zähringerstraße 34	T: 07 21/133�53 35


(für Innenstadt Ost, Südstadt, Weiherfeld,	F: 07 21/133�53 09


Dammerstock, Oststadt westlicher Teil)








Bezirksgruppe Ost, Beuthener Straße 42	T: 07 21/133�53 45


(für Waldstadt, Geroldsäcker, Rintheim, Hagsfeld,	F: 07 21/133�53 59


Oststadt östlicherTeil)








Bezirksgruppe Mitte-West, Röntgenstraße 8	T: 07 21/133�53 25


(für Innenstadt, Südweststadt,	F: 07 21/133�53 89


Weststadt südlicher Teil, Beiertheim, Bulach)
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Sozialer Dienst – Fortsetzung	Telefon/Fax


























Durlach, Jugend und Soziales





Telefon/Fax





Team Nord, Pfinztalstraße 33	T: 07 21/133�19 80


(für Durlach-Nord, Grötzingen,	F: 07 21/133�19 89


Dornwaldsiedlung, Untermühlsiedlung)


	T.: 07 21/133�19 81


Team Süd, Pfinztalstraße 33


(für Durlach-Süd, Stupferich, Hohenwettersbach,	F: 07 21/133�19 891


Grünwettersbach, Palmbach, Zündhütle,


Wolfartsweier, Bergwaldsiedlung, Aue, Lohn-Lissen)
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	Telefon/Fax























Weitere Beratungsstellen 


(für Frauen und Männer)





Brücke (Gespräche, Information, Lebensberatung) 	T: 07 21/38 50 38


Kronenstraße 23, 76133 Karlsruhe	F: 07 21/384 44 59





Ehe-, Familien- und Partnerschaftsberatungsstelle 	T: 07 21/84 22 88


Nelkenstraße 17, 76135 Karlsruhe	F: 07 21/85 60 51





pro familia Karlsruhe 	T: 07 21/92 05 05


Amalienstraße 25, 76133 Karlsruhe	F: 07 21/920 50 60





Psychologische Beratungsstelle für Eltern, Kinder 	T: 07 21/133-53 60


und Jugendliche der Stadt Karlsruhe 	F: 07 21/133-54 49


Otto�Sachs�Straße 6. 76133 Karlsruhe
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		Telefon/Fax


























Weitere wichtige Adressen





Telefon�Seelsorge (Tag und Nacht erreichbar 	T:  08 00-111 0 111


- kostenfrei)





	oder 08 00-111 0 222





Wildwasser & FrauenNotruf, 	T: 07 21/85 91 73


Fachberatungsstelle bei sexueller Gewalt	F: 07 21185 91,74


Hirschstraße 53 b, 76133 Karlsruhe








Frauenbeauftragte der Stadt Karlsruhe,	T:  07 21/133-30 62


Rathaus am Marktplatz, 76124 Karlsruhe	F:  07 21/133-30 69








Für Kinder und Jugendliche





Die Nummer gegen Kummer,		T:  08 00-111 0 333


Mo � Fr 15 � 19 Uhr (kostenfrei)





Deutscher Kinderschutzbund e. V.,		T:  07 21/84 22 08


Kaiserallee 109, 76185 Karlsruhe		F:  07 21/84 32 70





Gruppenangebote für Kinder: Informationen	T:  07 21/913 75-0


beim Sozialdienst katholischer Frauen 		F:  07 21/913 75-75


Ansprechpartnerinnen: Luitgard Gauly,


Angelika Traub
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Diese Broschüre wurde ohne jeden Zuschuss von öffentlicher Seite erstellt und gedruckt.








Weil das Eintreten für Interessen, die nicht identisch sind mit der herrschenden und aus Steuergeldern finanzierten Ideologie, nicht nur viel Engagement erfordert, sondern auch Kosten verursacht, sind wir auf die Hilfe von Personen und Institutionen angewiesen, die unsere Intention unterstützen können.








Wir würden uns freuen, wenn Sie mit uns Kontakt aufnehmen würden.








Spenden sind erbeten auf das Konto Nr.


